Landtag


19. Sitzung vom 28. April 1999


Sitzungsbericht





(Beginn um 9.02 Uhr.)





Vorsitzende: Erste Präsidentin Maria Hampel-Fuchs, Zweiter Präsident Johann Römer und Dritte Präsidentin Erika Stubenvoll.


Schriftführer: Die Abgen Franz Ekkamp, Gerhard Göbl, Rudolf Klucsarits, Ursula Lettner, Patrizia MARKUS, Brigitte Reinberger, Hans Schiel, Heidrun Schmalenberg, Brigitte Schwarz-Klement, Marco Smoliner, Rudolf Stark, Mag Maria Vassilakou, Kurt Wagner, Renate Winklbauer und Inge Zankl.


Präsidentin Maria Hampel-Fuchs eröffnet die Sitzung.


 1. Entschuldigt ist Abg Petra Bayr. 


 2. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs begrüßt die auf der Galerie anwesenden Gehörlosen und deren Gebärdendolmetscher.


 3. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs gibt bekannt, dass StR Walter Prinz mit 19. April 1999 mit sofortiger Wirkung seine Funktion als Stadtrat und Mitglied der Landesregierung zurückgelegt hat. 


Gemäß Beschluss der Bezirkswahlbehörde vom 27. April 1999 wurde Herrn Baumeister Walter Prinz das Landtags- und Gemeinderatsmandat erneut zugewiesen. 


Präsidentin Maria Hampel-Fuchs dankt Herrn Abg a D Ing Manfred Klopf für seine bisherige Tätigkeit. 


 4. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs teilt mit, dass ab dem Jahr 1999 der Bericht der Volksanwaltschaft an den Wiener Landtag jährlich vorgelegt wird und die Stellungnahmen der zuständigen Stadträte Teil des Berichts sein werden. 


 5. Auf Grund der vorliegenden Einladung des amtsf StR Dr Sepp Rieder zur Vorsorgeaktion "ZUCKER - NEIN DANKE", stehen Ärzte und Krankenschwestern der MA 15 - Gesundheitswesen zur Vornahme von entsprechenden Tests zur Verfügung.


 6. Präsidentin Maria Hampel-Fuchs teilt mit, dass ihr von der Ersten Präsidentin des Oberösterreichischen Landtags eine "Gemeinsame Erklärung gegen die Inbetriebnahme von Temelin" übermittelt wurde. 


 7. Weiters gibt Präsidentin Maria Hampel-Fuchs bekannt, dass Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenats eine an den Wiener Landtag gerichtete Petition übermittelt haben. 


Diese Petition wurden den Klubvorsitzenden in Kopie zur Kenntnis gebracht.


 8. In der Fragestunde werden von Präsidentin Maria Hampel-Fuchs folgende Anfragen aufgerufen und von den Befragten beantwortet:


1. Anfrage (PrZ 81/LM/99-KVP) Abg Georg Fuchs an den Landeshauptmann:


Welche Schritte wird Wien unternehmen, um Gehörlose durch Anerkennung der Gebärdensprache stärker zu integrieren?


2. Anfrage (PrZ 180/LM/99-KFP): Abg Dr Herbert Madejski an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung:


Wird das Land Wien gegenüber der Bundesregierung auf eine Reform des Hausbesorgergesetzes zwecks Senkung der Mieten drängen?


3. Anfrage (PrZ 110/LM/99-KSP): Abg Dkfm Dr Ernst Maurer an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination:


Wieso meinen Sie, dass durch die aktuellen bundesgesetzlichen Verordnungen bei der Entsorgung gefährlicher Abfälle eine Dreiklassengesellschaft entsteht?


 9. (PrZ 39/AL/99) In der Aktuellen Stunde findet auf Antrag des Abg Georg Fuchs eine Aussprache über das Thema "Die Wohnbauförderung schafft Arbeitsplätze" statt.


10. Von Abgeordneten des Liberalen Forums wurden 4 und der Freiheitlichen Partei Österreichs 1 schriftliche Anfrage eingebracht:


(PrZ 2362/LF/99) Anfrage der Abg Mag Michaela Hack an den Landeshauptmann, betreffend Projekte des Landes Wien im Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative - Stand der Dinge.


(PrZ 2363/LF/99) Anfrage des Abg Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner an den Landeshauptmann, betreffend Besetzung von freien Lehrerinnenstellen und Lehrerstellen in Integrationsklassen durch das Los.


(PrZ 2364/LF/99) Anfrage des Abg Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner an den Landeshauptmann, betreffend Y2K (Vorbereitungen auf das Jahr 2000 - "Millenium Bug").


(PrZ 2365/LF/99) Anfrage der Abg Mag Gabriele Hecht sowie Partnerinnen und Partner an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, betreffend Steuerreform und Finanzaus-gleich.


(PrZ 2372/LF/99) Anfrage der Abgen Dr Herbert Madejski, Josef Wagner und Susanne Kovacic an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, betreffend Ausübung der Aufsichtspflicht durch das Land Wien aufgrund von Missständen in einer Wohnhausanlage der Gemeinnützigen Wohnbauvereinigung "Wien-Süd".


(PrZ 2361/MDLF/99) Die Abgen Dr Herbert Madejski, Susanne Kovacic, Kurth-Bodo Blind und Josef Wagner haben eine an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtete Anfrage, betreffend leistbares Wohnen in Wien, eingebracht und gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung die dringliche Behandlung verlangt.


An Anträgen wurden eingebracht: Von Abgeordneten der "Die Grünen - Grüne Alternative Wien" 2, der Österreichischen Volkspartei 1 und der Freiheitlichen Partei Österreichs 1:


(PrZ 2375/LAt/99) Der Antrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Susanne Jerusalem, Günter Kenesei, Alessandra Kunz, Dr Peter Pilz, Jutta Sander und Mag Maria Vassilakou, betreffend Umsetzung der Alpenkonvention, wird dem Landeshauptmann sowie dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Umwelt und Verkehrskoordination zugewiesen.


�
(PrZ 2376/LAt/99) Der Antrag der Abg Alessandra Kunz, betreffend Bestellung des ärztlichen Leiters durch die Landesregierung (KAG § 12), wird dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen zugewiesen.


(PrZ 2374/LAt/99) Der Antrag der Abgen Georg Fuchs, Mag Franz KARL und Patrizia MARKUS, betreffend Empfehlungen an das Parlament zur Anerkennung der Gebärdensprache, wird dem Landeshauptmann zugewiesen.


(PrZ 2373/LAt/99) Der Antrag der Abgen Mag Hilmar Kabas, Johann Römer, Brigitte Schwarz-Klement, Ing Peter Westenthaler und Heinz Christian Strache, betreffend Überprüfung der Wiener Landesgesetze, in welcher Weise behinderte Menschen durch diese Bestimmungen diskriminiert werden, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen. 


(PrZ 2366/LAt/99) Der Antrag der Abgen Mag Gabriele Hecht und Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Novellierung der Öffnungszeitenverordnung, wird dem Landeshauptmann sowie der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


(PrZ 2367/LAt/99) Der Antrag der Abgen Mag Gabriele Hecht und Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Sperrzeitenverordnung 1998, wird dem Landeshauptmann sowie der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


(PrZ 2368/LAt/99) Der Antrag der Abgen Mag Gabriele Hecht und Dr Wolfgang Alkier sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Sonn- und Feiertags-Betriebszeitenver-ordnung, wird dem Landeshauptmann sowie der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


(PrZ 2369/LAt/99) Der Antrag des Abg Hanno Pöschl sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Studien der PGO (Planungsgemeinschaft Ost), wird dem Landeshauptmann sowie dem amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Planung und Zukunft zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


(PrZ 2370/LAt/99) Der Antrag der Abg Mag Alexandra Bolena sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Hinzuverdienstmöglichkeit für Karenzersatzgeldbezieherinnen und Karenzersatzgeldbezieher, wird den amtsführenden Stadträtinnen der Geschäftsgruppen Jugend, Soziales, Information und Sport sowie Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


(PrZ 2371/LAt/99) Der Antrag der Abgen Mag Michaela Hack und Hanno Pöschl sowie Partnerinnen und Partner, betreffend eine einheitliche Raumverträglichkeitsprüfung in Wien, Niederösterreich und Burgenland für Großprojekte wie Einkaufszentren und Entertainmentcenter, wird den amtsführenden Stadträten der Geschäftsgruppen Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, Umwelt und Verkehrskoordination sowie Planung und Zukunft zugewiesen. (Der Antrag wurde genügend unterstützt.)


Gemäß § 30 b Abs 1 der Geschäftsordnung wurde folgende Gesetzesvorlage eingebracht:


(PrZ 2377/LAt/99) Die Gesetzesvorlage der Abgen Ernst Woller und Dr Johannes Hahn, betreffend ein Gesetz, mit dem das Wiener Veranstaltungsgesetz geändert wird, wird dem Ausschuss für Kultur zugewiesen.





11. Mitteilung des Lhptm Dr Michael Häupl gemäß § 16 der Geschäftsordnung, betreffend "Hilfe Wiens für die Betroffenen des Kosovo-Konflikts".


(PrZ 2378/LAt/99) Der Resolutionsantrag der Abgen Mag Christoph Chorherr, Mag Franz KARL, Andreas Schieder und Mag Gabriele Hecht, betreffend Frieden im Kosovo, wird angenommen.


(PrZ 2379/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der Abgen Alessandra Kunz sowie Freundinnen und Freunden und Mag Alexandra Bolena sowie Partnerinnen und Partner, betreffend Anwendung des Wiener Sozialhilfegesetzes, wird dem Landeshauptmann sowie der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.


(PrZ 2380/LAt/99) Der Resolutionsantrag der Abgen Mag Hilmar Kabas, Barbara Schöfnagel und Kollegen, betreffend Ächtung der serbischen Politik der Vertreibung und Wiederherstellung des Friedens im Kosovo, wird abgelehnt.





Auf Vorschlag von Präsidentin Maria Hampel-Fuchs beschließt der Landtag einstimmig, die auf der Tagesordnung stehende Wahl durch Handerheben durchzuführen:


12. (PrZ 265-MDBLTG, P 1) Anstelle von Prof Dr h c Manfred Mautner-Markhof, der mit Wirkung vom 1. März 1999 sein Mandat als Bundesrat zurückgelegt hat, wird das Ersatzmitglied Dr Ferdinand Maier an die 10. Stelle der vom Wiener Landtag zu wählenden Bundesratsmitglieder berufen. 


Auf Vorschlag der Österreichischen Volkspartei wird als neues Ersatzmitglied für die 10. Stelle Abg Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer gewählt. 





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


13. (PrZ 97-MDBLTG, P 2) Die in der Beilage Nr 2 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (7. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Besoldungsordnung 1994 (11. Novelle zur Besoldungsordnung 1994), das Wiener Karenzurlaubszuschussgesetz (2. Novelle zum Wiener Karenzurlaubszuschussgesetz), das Unfallfürsorgegesetz 1967 (10. Novelle zum Unfallfürsorgegesetz 1967), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (6. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995), die Pensionsordnung 1995 �(6. Novelle zur Pensionsordnung 1995) und das Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995 (5. Novelle zum Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995) geändert werden, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.





Folgender Antrag der Landesregierung wird nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


�
Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 100-MDBLTG, P 3) Der Bericht des Rechnungshofs über die durchschnittlichen Einkommen 1996/97 gemäß �Art 1 § 8 Abs 4 Bezügebegrenzungsgesetz wird zur Kenntnis genommen.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 356-MDBLTG, P 4) Die in der Beilage Nr 4 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2381/LAt/99) Der Abänderungsantrag der Abgen Jutta Sander, Dr Helmut GÜNTHER und Marco Smoliner, betreffend Übergangsregelung im UVS-Dienstrechtsgesetz, wird abgelehnt.


(PrZ 2383/LAt/99) Der Abänderungsantrag der Abgen Dr Helmut GÜNTHER, Jutta Sander und Marco Smoliner, betreffend Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 geändert wird, wird abgelehnt.


(PrZ 357-MDBLTG, P 5) Die in der Beilage Nr 6 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2382/LAt/99) Der Abänderungsantrag der Abgen Jutta Sander, Dr Helmut GÜNTHER und Marco Smoliner, betreffend Übergangsregelung im UVS-Gesetz, wird abgelehnt.


(PrZ 2384/LAt/99) Der Abänderungsantrag der Abgen Dr Helmut GÜNTHER, Jutta Sander und Marco Smoliner, betreffend Entwurf eines Landesgesetzes, mit dem das Gesetz über den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien geändert wird, wird abgelehnt.





Berichterstatterin: Amtsf StR Mag Renate Brauner


(PrZ 358-MDBLTG, P 6) Die in der Beilage Nr 7 enthaltene Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend die Regelung öffentlicher Sammlungen geändert wird, wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(PrZ 2385/LAt/99) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag des Abg Marco Smoliner sowie Partnerinnen und Partner, betreffend die Verordnung der Wiener Landesregierung zur Durchführung des Landesgesetzes betreffend die Regelung öffentlicher Sammlungen, wird der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen.





Berichterstatter: Amtsf StR Werner Faymann


(PrZ 99-MDBLTG, P 7) Die in der Beilage Nr 3 enthalte-�ne Vorlage eines Gesetzes über die Neuregelung der Elektrizitätswirtschaft (Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 1999 - WelWG) und mit dem das Wiener Starkstromwegegesetz 1969 geändert wird [CELEX-Nr: 396L0092, 396L0061], wird in erster und zweiter Lesung zum Beschluss erhoben.


(Die in Verhandlung stehende Postnummer 7 wird zur Behandlung der Dringlichen Anfrage um 16.00 Uhr unterbrochen.)





14. (PrZ 2361/MDLF/99) Die Dringliche Anfrage der Abgen Dr Herbert Madejski, Susanne Kovacic, Kurth-Bodo Blind und Josef Wagner, betreffend leistbares Wohnen in Wien, wird nach Verlesung durch Schriftführer Abg Rudolf Stark von Abg Dr Herbert Madejski begründet und von amtsf StR Werner Faymann mündlich beantwortet und anschließend eine Debatte abgeführt.


(PrZ 2386/LAt/99) Der Resolutionsantrag des Abg Dr Herbert Madejski, betreffend Hausbesorgergesetz, wird abgelehnt.


(PrZ 2387/LAt/99) Der Resolutionsantrag des Abg Dr Herbert Madejski, betreffend Weitergabe von Skontoerträgen an Mieter, wird abgelehnt.


(PrZ 2388/LAt/99) Der Beschlussantrag der Abgen Josef Wagner, Dr Herbert Madejski, Kurth-Bodo Blind und Susanne Kovacic, betreffend Ausweitung der Wiener Wohnbeihilfe auf den Bereich des privaten Wohnhausbesitzers, wird abgelehnt.


(PrZ 2389/LAt/99) Der Beschlussantrag der Abgen Josef Wagner, Dr Herbert Madejski, Kurth-Bodo Blind, Susanne Kovacic und DDr Eduard Schock, betreffend Verbilligung der Mieten durch Senkung der Betriebskosten, wird abgelehnt.


(PrZ 2390/LAt/99) Der Beschlussantrag der Abgen Josef Wagner, Dr Herbert Madejski, Kurth-Bodo Blind und Susanne Kovacic, betreffend Maßnahmen zur Mietensenkung, wird abgelehnt.





(Die Debatte über die Postnummer 7 wird um 18.31 Uhr wieder fortgesetzt.)





Folgender Antrag der Landesregierung wird nach erfolgter Berichterstattung ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatter: Amtsf StR Werner Faymann


(PrZ 279-MDBLTG, P 8) Der in der Beilage Nr 5 ent-haltene Abschluss einer Vereinbarung der Länder gemäß �Art 15a B-VG über die Regelung der Verwendbarkeit von Bauprodukten wird angenommen.





(Schluss um 19.07 Uhr)
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